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Geschäftsordnung des Universitätsrats der Universität Konstanz 
 
vom 8. Juni 2015 
 
Der Universitätsrat hat aufgrund von § 20 Abs. 11 LHG iVm § 7 Abs. 6 der Grund-
ordnung der Universität Konstanz in seiner Sitzung am 30. April 2015 die nachfol-
gende Neufassung seiner Geschäftsordnung beschlossen: 
 
 
§ 1  Vorsitz, Stellvertretung 
 
(1) Die Mitglieder des Universitätsrats wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzende/n 

sowie eine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n, der bzw. die den/die Vorsitzen-
de/n im Falle seiner/ihrer Verhinderung vertritt. Das an Lebensjahren älteste 
Mitglied des Universitätsrates leitet die Wahl. 

 
(2) Zur Unterstützung der/des Vorsitzenden wird beim Rektor bzw. bei der Rektorin 

eine Geschäftsstelle eingerichtet. 
 
 
§ 2  Einladungen zu den Sitzungen 
 
(1) Der oder die Vorsitzende beruft den Universitätsrat schriftlich unter Bekanntga-

be der Tagesordnung ein. Die Einladungen sowie die zur Beratung erforderli-
chen Unterlagen sind spätestens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin zu ver-
senden. 

 
(2) Der Universitätsrat muss gem. § 20 Abs. 6 S. 7 LHG mindestens viermal im 

Studienjahr einberufen werden sowie immer dann, wenn mindestens die Hälfte 
seiner Mitglieder dies verlangt. 

 
 
§ 3  Tagesordnung 
 
(1) Anträge und die zur Beratung erforderlichen Unterlagen müssen schriftlich min-

destens drei Wochen vor der Sitzung bei der Geschäftsstelle eingehen, einen 
konkreten Beschlussantrag und eine Begründung enthalten. 

 
(2) Jedes Mitglied des Universitätsrats sowie die in § 7 Abs. 5 Grundordnung ge-

nannten Personen können verlangen, dass ein von ihnen bezeichneter Gegen-
stand auf die Tagesordnung gesetzt wird.  

 
(3) Eine Ergänzung der Tagesordnung zu Beginn der Sitzung bedarf der Zustim-

mung aller anwesenden Mitglieder. 
 
(4) Unter dem Punkt „Verschiedenes“ können nur Gegenstände einfacher Art, für 

die eine Vorbereitung der Mitglieder nicht erforderlich ist, behandelt werden. 
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§ 4  Verhandlungsleitung und Beschlussfassung 
 
(1) Der oder die Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung. Sind Vorsit-

zende/r und Stellvertreter/in verhindert, leitet das an Lebensjahren älteste Mit-
glied die Sitzung. 

 
(2) Der Universitätsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglie-

der anwesend sind. 

(3) Die Mitglieder des Rektorats, die oder der Gleichstellungsbeauftragte und eine 
Vertretungsperson des Wissenschaftsministeriums nehmen an den Sitzungen 
des Universitätsrats gem. § 20 Abs. 6 S. 8 LHG beratend teil, mit Ausnahme 
der Behandlung von Angelegenheiten nach § 18 Abs. 1 bis 3 LHG und § 18 
Abs. 5 LHG; sie unterliegen im Rahmen einer angemessenen Berichterstattung 
keiner Verschwiegenheitspflicht. 

(4) Der Universitätsrat sowie der oder die Vorsitzende können Sachverständige zu 
einzelnen Beratungsgegenständen hinzuziehen.  

 
(5) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt 

die Stimme des oder der Vorsitzenden den Ausschlag. 
 
(6) In der Regel wird offen abgestimmt. Beschlüsse über Personalangelegenheiten 

erfolgen in geheimer Abstimmung, wenn ein Mitglied geheime Abstimmung ver-
langt. Im Übrigen kann geheime Abstimmung beschlossen werden. 

 
(7) Nach § 20 Abs. 6 Satz 4 LHG legt der Universitätsrat dem Wissenschaftsminis-

terium spätestens alle zwei Jahre Rechenschaft über die Erfüllung seiner Auf-
gaben ab und unterrichtet den Senat. 

 
(8) Der Universitätsrat macht gem. § 20 Abs. 6 Satz 5 LHG seine Sitzungstermine, 

Tagesordnungen und wesentlichen Beschlüsse sowie seine Zusammensetzung 
und die Rechenschaftsberichte nach § 20 Abs. 6 Satz 4 LHG rechtzeitig in ge-
eigneter Weise hochschulöffentlich bekannt. 

 
(9) Der oder die Vorsitzende befasst den Universitätsrat mit Funktionsbeschreibun-

gen für Stellen von Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen nach § 46 Abs. 
3 Satz 7 LHG, die von struktureller Bedeutung für die Universität sind. 

 
 
§ 5 Antrags- und Rederecht 
 
(1) Antragsrecht haben nur die Mitglieder und die aufgrund von § 4 Abs. 3 teilneh-

menden Personen. 
 
(2) Anträge können nur zu einem Tagesordnungspunkt gestellt werden. Gehört ein 

Antrag nicht zu einem Punkt der Tagesordnung oder nicht zum Aufgabenbe-
reich des Universitätsrats, so hat der oder die Vorsitzende den Antrag zurück-
zuweisen.  

 
(3) Rederecht haben neben den in Absatz 1 Genannten auch Personen, die als 

Sachverständige zugezogen worden sind.  
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§ 6 Umlaufverfahren, Eilentscheidungsrecht 
 
(1) Der Universitätsrat berät und beschließt in der Regel in einer ordnungsgemäß 

einberufenen Sitzung. Er kann auch im Wege des schriftlichen Verfahrens be-
schließen. Ein Beschluss ist statthaft, wenn sich innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Beschlussunterlage mehr als die Hälfte der Mitglieder mit der 
Entscheidung im Umlaufverfahren einverstanden erklärt haben. § 4 Abs. 5 gilt 
entsprechend. 

 
(2) In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung nicht bis zu einer Sitzung 

aufgeschoben oder im schriftlichen Verfahren entschieden werden kann, ent-
scheidet der oder die Vorsitzende für den Universitätsrat. Die Gründe für Form 
und Inhalt der Entscheidung sind den Mitgliedern des Universitätsrats unver-
züglich mitzuteilen. 

 
 
§ 7 Öffentlichkeit, Verschwiegenheitspflicht 
 
(1) Die Sitzungen des Universitätsrats sind nicht öffentlich. Die mit dem Senat ge-

meinsame Entgegennahme des jährlichen Rechenschaftsberichts des Rektors 
oder der Rektorin erfolgt in öffentlicher Sitzung. 

 
(2) In anderen als den in Absatz 1 geregelten Fällen können auf internen Be-

schluss des Universitätsrates einzelne Sitzungen oder Tagesordnungspunkte 
hochschulöffentlich beraten werden. Der oder die Vorsitzende gibt in geeigneter 
Weise bekannt, ob und ggf. welche Sitzungspunkte hochschulöffentlich verhan-
delt werden. 

 
(3) Die an einer Sitzung Beteiligten sind zur Verschwiegenheit über alle in nicht 

öffentlicher Sitzung behandelten Angelegenheiten verpflichtet soweit Personal-
angelegenheiten betroffen sind oder die Pflicht zur Verschwiegenheit besonders 
beschlossen worden ist. Die Pflicht zur Verschwiegenheit schließt auch die Ge-
heimhaltung der Beratungsunterlagen ein. Die Verpflichtung zur Verschwiegen-
heit besteht auch nach Beendigung der Mitgliedschaft fort. 

 
 
§ 8 Niederschrift 
 
(1) Über den wesentlichen Gang der Verhandlungen sind Niederschriften zu ferti-

gen. Sie müssen Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden und der 
abwesenden Mitglieder, die Gegenstände der Verhandlung, die Anträge, die 
Abstimmungs- und Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse enthal-
ten. Die Niederschrift ist vom oder von der Vorsitzenden und vom Schriftführer 
oder von der Schriftführerin zu unterzeichnen. 
 

(2) Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach Versendung bei der Geschäftsstelle Einspruch eingelegt wird. Wird in die-
ser Frist Einspruch erhoben, so wird über die Genehmigung der Niederschrift in 
der nächsten Sitzung des Universitätsrats auf der Grundlage eines schriftlichen 
Antrags auf Änderung der Niederschrift beraten, sofern nicht der oder die Vor-
sitzende im Einvernehmen mit dem Schriftführer oder der Schriftführerin zu-
stimmt.  
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§ 9 Wahl der hauptamtlichen Rektoratsmitglieder 
 
(1) Zur Vorbereitung der Wahl der hauptamtlichen Rektoratsmitglieder nach § 18 

Abs. 1 bis 3 LHG bildet der oder die Vorsitzende des Universitätsrats eine Fin-
dungskommission, der neben dem oder der Vorsitzenden zwei weitere Universi-
tätsratsmitglieder, drei vom Senat entsandte Mitglieder sowie eine Vertretungs-
person des Wissenschaftsministerium angehören. An den Sitzungen der Fin-
dungskommission nimmt außerdem die oder der Gleichstellungsbeauftragte teil.  

(2) Die Findungskommission sichtet die eingegangenen Bewerbungen und leitet 
diese an den Universitätsrat weiter, zusammen mit einem Vorschlag, welche 
Bewerber oder Bewerberinnen zur Vorstellung in die für die Wahl vorgesehene 
Sitzung eingeladen werden sollen. Der Wahlvorschlag nach § 18 Abs. 2 S. 1 
LHG enthält bis zu drei Namen und bedarf des Einvernehmens des Wissen-
schaftsministeriums. 

(3) Der Universitätsrat bestimmt zur weiteren Vorbereitung der Wahl auch die Dau-
er der Amtszeit (6 bis 8 Jahre) der hauptamtlichen Rektoratsmitglieder. 

(4) Der Universitätsrat und der Senat (Wahlgremien) wählen in einer gemeinsamen 
Sitzung unter der Leitung des oder der Vorsitzenden des Universitätsrats die 
hauptamtlichen Rektoratsmitglieder. 

(5) Auf Verlangen eines der Wahlgremien werden weitere Bewerber oder Bewerbe-
rinnen mit Einvernehmen des Wissenschaftsministeriums in den Wahlvorschlag 
aufgenommen. 

(6) Gewählt ist im ersten Wahlgang, wer die Mehrheit der Mitglieder jeweils beider 
Wahlgremien auf sich vereint. Kommt eine solche Mehrheit nicht zustande, fin-
det ein zweiter Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die Mehrheit der Stim-
men jeweils beider Wahlgremien erhält. Wird auch diese Mehrheit nicht erreicht 
ist im dritten Wahlgang gewählt, wer über die einfache Mehrheit der Stimmen 
jeweils beider Wahlgremien verfügt. 

(7) Wird auch im dritten Wahlgang nach Abs. 5 die erforderliche Mehrheit nicht er-
reicht, so setzt der oder die Vorsitzende des Universitätsrats ein Wahlperso-
nengremium ein, auf das das Recht zur Wahl übergeht. Dieses besteht aus 
dem Universitätsrat und derselben Anzahl vom Senat zu benennender Senats-
mitglieder unter dem Vorsitz des oder der Vorsitzenden des Universitätsrats. 
Abs. 5 findet für die Wahl durch das Wahlpersonengremium Anwendung unter 
der Maßgabe, dass an die Stellen der Wahlgremien das einheitliche Wahlorgan 
des Wahlpersonengremiums tritt. Im Falle von Stimmengleichheit im dritten 
Wahlgang des Wahlpersonengremiums nach § 18 Abs. 3 Satz 1 LHG ist das 
Wahlverfahren gem. § 3 Abs. 8 Grundordnung der Universität Konstanz been-
det. 

(8) Die Auswahl des Kanzlers oder der Kanzlerin erfolgt in enger Zusammenarbeit 
mit dem Rektor oder der Rektorin. Insbesondere übt er oder sie vor der Wahl 
sein oder ihr Vorschlagsrecht gemäß § 18 Abs. 4 Satz 1 LHG aus.   

(9) Nach erfolgter Wahl schlägt der oder die Vorsitzende die gewählte Person dem 
Ministerpräsidenten zur Ernennung vor. 
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§ 10 Inkrafttreten  
 
Diese Geschäftsordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Konstanz in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 
Geschäftsordnung des Universitätsrates in der Fassung vom 9. Dezember 2011 au-
ßer Kraft. 
 
 
Konstanz, 8. Juni 2015 
 
gez. 
 
Prof. Dr. Ulrich Rüdiger 

- Rektor – 
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